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Entwurf eines Gesetzes zu dem Zweiten Abkommen vom 20. September 1974 
zur Änderung des Abkommens vom 25. April 1961 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und dem Königreich Griechenland 
über Soziale Sicherheit und der Zusatzvereinbarung vom 28. März 1962 
zu dem Abkommen über Soziale Sicherheit 

A. Zielsetzung 
Anpassung des Kindergeldes für die in der Bundesrepublik 
Deutschland beschäftigten Arbeitnehmer, deren Kinder im Aus

-

land leben, an die Unterhalts- und Erziehungskosten, die dem 
Berechtigten im Wohnland der Kinder entstehen. 

B. Lösung 
Eine den Unterhalts- und Erziehungskosten im Wohnland der 
Kinder entsprechende Lösung würde derzeit noch zu Verschlech-
terungen gegenüber der jetzigen Lage führen. Ein Schritt in die 
angestrebte Richtung ist jedoch eine Änderung der bestehen-
den Abkommen dahin gehend, daß das Kindergeld für diese 
Personen in der Höhe beibehalten wird, in der es bis zum 
Inkrafttreten der Einkommensteuerreform am 1. Januar 1975 
gewährt wird. Dabei sind gewisse Verbesserungen zum Aus-
gleich steuerlicher Nachteile vorgesehen. 

C. Alternativen 
keine 

D. Kosten 
Keine zusätzlichen Kosten für Bund, Länder und Gemeinden. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

I 4 (IV/3) — 806 06 — So 57/74 Bonn, den 20. Dezember 1974 

An den Präsidenten 
des Deutschen Bundestages 

Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 
Entwurf eines Gesetzes zu dem Zweiten Abkommen vom 20. Septem-
ber 1974 zur Änderung des Abkommens vom 25. April 1961 zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und dem Königreich Griechenland 
über Soziale Sicherheit und der Zusatzvereinbarung vom 28. März 
1962 zu dem Abkommen über Soziale Sicherheit mit Begründung und 
Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizu

-

führen. 

Der Wortlaut des Abkommens und eine Denkschrift zum Abkommen 
sind beigefügt. 

Federführend ist der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung. 

Der Bundesrat, dem die Vorlage am 4. Dezember 1974 als besonders 
eilbedürftig zugeleitet worden war, hat in seiner 415. Sitzung am 
19. Dezember 1974 gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes be-
schlossen, gegen den Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben. 

Schmidt 
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Entwurf eines Gesetzes zu dem Zweiten Abkommen vom 20. September 1974 
zur Änderung des Abkommens vom 25. April 1961 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und dem Königreich Griechenland 
über Soziale Sicherheit und der Zusatzvereinbarung vom 28. März 1962 
zu dem Abkommen über Soziale Sicherheit 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos-
sen: 

Artikel 1 

Dem in Bonn am 20. September 1974 unterzeich-
neten Zweiten Abkommen zur Änderung des Ab-
kommens vom 25. April 1961 zwischen der Bundes-
republik Deutschland und dem Königreich Grie-
chenland über Soziale Sicherheit (Bundesgesetz-
blatt 1963 II S. 678) und der Zusatzvereinbarung 
vorn 28. März 1962 zu dem Abkommen über Soziale 
Sicherheit (Bunde sge setzbl. 1963 II S. 1190) sowie 
dem Schlußprotokoll zu dem Zweiten Abkommen 
wird zugestimmt. Das Abkommen und das Schluß

-

protokoll werden nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern das 
Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes fest-
stellt. 

Artikel 3 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver-
kündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Zweite Abkommen nach 
seinem Artikel 4 Abs. 2 sowie das Schlußprotokoll 
in Kraft treten, ist im Bundesgesetzblatt bekanntzu-
geben. 

Begründung 

Zu Artikel 1 

Auf das Zweite Änderungsabkommen und das 
Schlußprotokoll findet Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des 
Grundgesetzes Anwendung, da sie sich auf Gegen-
stände der Bundesgesetzgebung beziehen. 

Zu Artikel 2 

Das Zweite Änderungsabkommen und das Schluß

-

protokoll sollen auch im Land Berlin gelten; das 
Gesetz enthält daher die übliche Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 3 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Er-
fordernis des Artikels 82 Abs. 2 Satz 1 des Grund-
gesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem das Zweite 
Änderungsabkommen nach seinem Artikel 4 Abs. 2 
und das Schlußprotokoll in Kraft treten, im Bundes-
gesetzblatt bekanntzugeben. 

Schlußbemerkung 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die 
Ausführung des Abkommens nicht mit zusätzlichen 
Kosten belastet. 
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Zweites Abkommen 
zur Änderung des Abkommens vom 25. April 1961 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland und dem Königreich Griechenland 
über Soziale Sicherheit und der Zusatzvereinbarung vom 28. März 1962 

zu dem Abkommen über Soziale Sicherheit 

Die Bundesrepublik Deutschland 

und 

die Republik Griechenland 

VON DEM WUNSCHE geleitet, 

das zwischen den beiden Staaten bestehende und mit 
dem Abkommen vom 21. März 1967 geänderte Abkom-
men vom 25. April 1961 (nachstehend als „Abkommen" 
bezeichnet) und die mit dem Abkommen vom 21. März 
1967 ebenfalls geänderte Zusatzvereinbarung vom 
28. März 1962 (nachstehend als „Zusatzvereinbarung" 
bezeichnet) soweit wie möglich und notwendig den Er-
fordernissen anzupassen, die sich aus der Entwicklung 
der innerstaatlichen Rechtsvorschriften über die Gewäh-
rung von Familienbeihilfen ergeben haben, 

SIND WIE FOLGT ÜBEREINGEKOMMEN: 

Artikel 1 

Artikel 38 des Abkommens wird wie folgt geändert: 

1. Absatz 1 erhält folgenden Satz 2: 

„Satz 1 gilt auch für eine Person, die nach Beendigung 
ihres Beschäftigungsverhältnisses Geldleistungen der 
Krankenversicherung wegen vorübergehender Arbeits-
unfähigkeit oder Leistungen der Arbeitslosenversiche-
rung, soweit die Rechtsvorschriften der Bundesrepu-
blik Deutschland in Betracht kommen Arbeitslosen-
geld, erhält und sich im Hoheitsgebiet der ersten Ver-
tragspartei gewöhnlich aufhält." 

2. Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die Vertragsparteien streben an, im Verhand-
lungswege Leistungen in der Höhe zu gewähren, die 
die Rechtsvorschriften der Vertragspartei, in deren 
Hoheitsgebiet sich das Kind gewöhnlich aufhält, für 
Kinder unter vergleichbaren Voraussetzungen vor-
sehen (Wohnlandprinzip), Bis zum Inkrafttreten eines 
solchen Abkommens beträgt das Kindergeld, wenn 
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der deutsche Träger zuständiger Träger für die Ge-
währung der Familienbeihilfen nach Absatz 1 ist, 

monatlich 

für das erste Kind 	 10 Deutsche Mark, 

für das zweite Kind 	25 Deutsche Mark, 

für das dritte und 
vierte Kind 	 je 60 Deutsche Mark, 

für jedes weitere Kind 	70 Deutsche Mark." 

3. Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3. 

Artikel 2 

Artikel 38 der Zusatzvereinbarung wird gestrichen. Der 
bisherige Artikel 38 a der Zusatzvereinbarung wird Ar-
tikel 38. 

Artikel 3 

Dieses Abkommen gilt auch für das Land Berlin, so-
fern nicht die Regierung der Bundesrepublik Deutsch-
land gegenüber der Regierung der Republik Griechen-
land innerhalb von drei Monaten nach Inkrafttreten des 
Abkommens eine gegenteilige Erklärung abgibt. 

Artikel 

(1) Dieses Abkommen bedarf der Ratifikation. Die Ra-
tifikationsurkunden werden so bald wie möglich in 
Athen ausgetauscht. 

(2) Dieses Abkommen tritt am Tage des Austausches 
der Ratifikationsurkunden mit Wirkung vom 1. Januar 
1975 in Kraft. 

ZU URKUND DESSEN haben die Bevollmächtigten die-
ses Abkommen unterschrieben. 

GESCHEHEN zu Bonn am 20. September 1974 in zwei 
Urschriften, jede in deutscher und griechischer Sprache, 
wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 

Für die Bundesrepublik Deutschland 

Sachs 

Für die Republik Griechenland 

Karalis 
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Schlußprotokoll 
zu dem Zweiten Abkommen zur Änderung des Abkommens 
vom 25. April 1961 zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und dem Königreich Griechenland über Soziale Sicherheit 

Artikel 1 

Tritt zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
einem anderen Staat ein entsprechendes Abkommen in 
Kraft, das Kindergeld nach den Rechtsvorschriften der 
Bundesrepublik Deutschland für im Heimatland lebende 
Kinder ausländischer Arbeitnehmer zu höheren Sätzen 
vorsieht als das vorliegende Abkommen, so kann die 
Regierung der Republik Griechenland um diesbezügliche 
Verhandlungen nachsuchen. Wenn jedoch ein solches 
Abkommen mit einem Staat in Kraft tritt, mit dessen 
Regierung eine Anwerbevereinbarung besteht, so gelten 
die vereinbarten höheren Sätze auch für dieses Abkom-
men. 

Artikel 2 

Haben sich die Voraussetzungen, die zum Abschluß 
dieses Abkommens geführt haben, nach Auffassung einer 
Vertragspartei wesentlich verändert, so ist diese berech-
tigt, um Neuverhandlungen nachzusuchen. Dies gilt ins-
besondere 

a) im Hinblick auf die Bemühungen Griechenlands, Voll-
mitglied der Europäischen Gemeinschaften zu wer-
den, 

b) wenn sich die Höhe der Kindergeldsätze erheblich 
ändert, die die Gesetzgebung der Republik Griechen

-

land für Kinder vorsieht, die in Griechenland leben. 

Artikel 3 

Dieses Schlußprotokoll ist Bestandteil des Zweiten Ab-
kommens zur Änderung des Abkommens vom 25. April 
1961 zwischen der Bundesrepublik Deutschland und dem 
Königreich Griechenland über Soziale Sicherheit. Es tritt 
an demselben Tag in Kraft wie dieses Abkommen und 
gilt ebensolange. 

ZU URKUND DESSEN haben die Bevollmächtigten die-
ses Schlußprotokoll unterschrieben. 

GESCHEHEN zu Bonn am 20, September 1974 in zwei 
Urschriften, jede in deutscher und griechischer Sprache, 
wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 

Für die Bundesrepublik Deutschland 

Sachs 

Für die Republik Griechenland 

Karalis 
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Denkschrift zum Abkommen 

I. Allgemeines 

1. Der Deutsche Bundestag hat im Zuge der Steuer-
reform ein neues einheitliches Kindergeld be-
schlossen, das sozial gerecht ist und dem einzel-
nen Arbeitnehmer erhebliche Einkommensver-
besserungen bringt. 

Ab 1. Januar 1975 gelten — unter Wegfall der 
bisherigen Steuerfreibeträge für Kinder — fol-
gende monatliche Kindergeldsätze: 

für das 1. Kind 	 50 DM 

für das 2. Kind 	 70 DM 

für das 3. und jedes weitere Kind je 120 DM. 

Diese Regelung gilt für alle Kinder, die in der 
Bundesrepublik Deutschland leben, ohne Rück

-

sicht darauf, ob es sich um Kinder von Deut-
schen oder von Ausländern handelt, darüber hin-
aus bei Angehörigen der Europäischen Gemein-
schaften auch für Kinder, die in einem der EG-
Staaten leben. 

Sie gilt nicht für Kinder, die im Ausland außer-
halb der Europäischen Gemeinschaften leben und 
zwar ohne Rücksicht darauf, ob es sich um Kin-
der von Deutschen oder von Ausländern handelt. 
Das Kindergeld für solche Kinder wird wie schon 
bisher so auch künftig in zwischenstaatlichen 
Verträgen mit den Anwerbeländern geregelt. 

2. Solche Kindergeldvereinbarungen sind im Rah-
men von Abkommen über die soziale Sicherheit 
mit allen Anwerbeländern getroffen worden. Die 
Kindergeldvereinbarungen mit den ersten An-
werbeländern stammen aus einer Zeit, als das 
Kindergeld noch von den Arbeitgebern aufge-
bracht wurde, als eine aus dein Arbeitsverhältnis 
fließende Leistung angesehen und infolgedessen 
ungeachtet des Aufenthaltsortes der Kinder in 
gleicher Höhe gewährt wurde. 

Als später die Kindergeldzahlung vom Bund 
übernommen wurde (1. April 1961 für 2. Kinder, 
1. Juli 1964 insgesamt), wurde nur mit Rücksicht 
auf die verhältnismäßig geringe Höhe der einzel-
nen Sätze und die damals noch nicht so große 
Zahl der betroffenen ausländischen Arbeitneh-
mer davon abgesehen, die in den Abkommen 
über die Soziale Sicherheit enthaltenen Kinder-
geldvereinbarungen zu kündigen und zu ändern. 

Die Reform des Familienlastenausgleichs geht 
von dem Grundsatz aus, daß das Kindergeld eine 
von der Gesamtheit der Steuerzahler getragene 
familienpolitische Leistung des Staates ist, die 
dazu dient, die Eltern von einem Teil der Auf-
wendungen zu entlasten, die zum Unterhalt und 
zur Erziehung ihrer Kinder aufgebracht werden 
müssen. Diesem Grundsatz entspricht es, Kinder-
geld nach den neuen, gegenüber bisher erheblich 
erhöhten Sätzen nur für Kinder vorzusehen, für 
die die in der Bundesrepublik üblichen verhält-
nismäßig hohen Aufwendungen für Unterhalt 
und Erziehung entstehen. Die dem Lebensstan-
dard entsprechenden Aufwendungen für Unter- 

halt und Erziehung von Kindern in der Bundes-
republik Deutschland finden keine Parallele in 
weiten Teilen des Auslandes, so z. B. in den  An

-

werbeländern. Demgemäß sind auch die dort ge-
währten entsprechenden staatlichen Zuschüsse 
erheblich geringer als das in der Bundesrepublik 
Deutschland ab 1. Januar 1975 gezahlte Kinder-
geld. Deswegen ware es für die  Mehrzahl der 
Fälle nicht gerechtfertigt, die gleichen Beträge 
allgemein auch für im Ausland lebende Kinder 
vorzusehen. Eine globale Übernahme der auf die 
Bundesrepublik Deutschland bezogenen hohen 
Kindergeldsätze, die etwa 1 Mrd. DM aus Steuer-
mitteln erfordern würde, wäre schwer zu ver-
treten. Zudem würde das hohe deutsche Kinder-
geld mancherorts für eine vielköpfige Familie 
höher liegen als das Einkommen eines Arbeit-
nehmers, der im Wohnland der Familie beschäf-
tigt und der alleinige Ernährer seiner Familie 
ist. Dies könnte dort zu erheblichen sozialen 
Spannungen führen. 

3. Kindergeld für im Ausland lebende Kinder müßte 
sich konsequenterweise nach den Lebensverhält-
nissen im Wohnland der Kinder richten (sog. 
Wohnland-Bedarfsprinzip), dessen Einführung in 
den Europäischen Gemeinschaften z. Z. diskutiert 
wird. Dieses Prinzip würde jedoch bei den mei-
sten Anwerbeländern zu geringeren Leistungen 
für die dort lebenden Kinder der in der Bundes-
republik Deutschland arbeitenden ausländischen 
Arbeitnehmer führen, als diese bisher erhalten. 
Die Bundesregierung hat deshalb den Anwerbe-
ländern angeboten, für Kinder im Ausland grund-
sätzlich wie bisher Kindergeld zu gewähren. Ein 
am 12. Juli 1974 unterzeichnetes Abkommen mit 
Spanien liegt den gesetzgebenden Körperschaften 
bereits vor (BR-Drucksache 607/74). Nunmehr 
wird den gesetzgebenden Körperschaften das am 
20. September 1974 unterzeichnete Abkommen 
mit Griechenland zur Ratifizierung zugeleitet. 

II. Besonderes 

Zu Artikel 1 Nr. 1 

Es ist vorgesehen, daß auch aus dem Beschäfti-
gungsverhältnis ausgeschiedene Arbeitnehmer Kin-
dergeld erhalten, solange sie Geldleistungen der 
Krankenversicherung wegen vorübergehender Ar-
beitsunfähigkeit oder Arbeitslosengeld erhalten und 
sich im Gebiet der Bundesrepublik Deutschland auf-
halten. Der Begriff „Arbeitslosengeld" kennzeichnet 
die auf Beiträgen beruhenden Leistungen nach dem 
Arbeitsförderungsgesetz, zu denen die Arbeitslosen-
hilfe nicht gehört. 

Zu Artikel 1 Nr. 2 

Satz 1 drückt den gemeinsamen Willen der Ver-
tragsparteien aus, grundsätzlich ein Abkommen 
anzustreben, das die Gewährung von Kindergeld in 
Höhe der Beträge vorsieht, die im Wohnland der 
Kinder gelten. 
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Satz 2 beschränkt vorläufig für den Fa ll , daß der 
deutsche Träger (Bundesanstalt für Arbeit oder —
während der Übergangszeit bis zum 31. Dezember 
1976 nach § 45 Bundeskindergeldgesetz — auch die 
zuständige Gebietskörperschaft) zuständiger Träger 
für die Gewährung der Leistung ist, das Kindergeld 
auf feste Beträge (10 DM für das erste Kind, 25 DM 
für das zweite Kind, je 60 DM für das dritte und 
vierte Kind und 70 DM für jedes weitere Kind). 

Für die in der Bundesrepublik Deutschland leben-
den Kinder in Griechenland beschäftigter Arbeit-
nehmer soll nach wie vor das jeweils nach griechi-
schem Recht für in Griechenland lebende Kinder 
vorgesehene Kindergeld gewährt werden. 

Zu Artikel 2 

Artikel 38 der Zusatzvereinbarung vom 28. März 
1962 (Bundesgesetzbl. 1963 II S. 1190) ist mit Wir-
kung vorn 1. November 1966, dem Tag des Inkraft-
tretens des Abkommens vom 21. März 1967 zur 
Änderung und Ergänzung des Abkommens vom 
25. April 1961 über Soziale Sicherheit und zur Er-
gänzung der Zusatzvereinbarung vom 28. März 1962 
zu dem Abkommen über Soziale Sicherheit gegen-
standslos geworden. 

Artikel 2 des vorliegenden Abkommens sieht des

-

halb die formelle Aufhebung dieser Vorschrift vor. 

Zu Artikel 3 

Das Dritte Änderungsabkommen soll ebenso wie 
das Abkommen vom 29. Oktober 1959 auch im Land 
Berlin gelten. 

Zu Artikel 4 

Absatz 1 sieht in üblicher Weise die Ratifikation 
vor und bestimmt, daß die Ratifikationsurkunden in 
Athen ausgetauscht werden sollen. 

Nach Absatz 2 soll das Abkommen am Tage des 
Austausches der Ratifikationsurkunden mit Wir-
kung vom 1. Januar 1975 in Kraft treten, also dem 
Tage, an dem auch die Reform des Familienlasten-
ausgleichs in Kraft tritt. 

Zum Schlußprotokoll 

Zu Artikel 1 

Artikel 1 Satz 1 räumt Griechenland das Recht ein, 
um neue Verhandlungen nachzusuchen, wenn die 
Bundesrepublik Deutschland mit einem anderen 
Staat ein Abkommen abschließt, das höhere Lei-
stungen vorsieht. Besteht mit diesem Staat eine An-
werbevereinbarung, so soll diese günstigere Rege-
lung auch für Griechenland gelten (Meistbegünsti-
gungsklausel). 

Zu Artikel 2 

Falls sich die Voraussetzungen, unter denen das 
Abkommen geschlossen wurde, nach Auffassung 
einer Vertragspartei wesentlich ändern, soll diese 
das Recht haben, um neue Verhandlungen nachzu-
suchen. 

Zu Artikel 3 

Artikel 3 bestimmt in üblicher Weise, daß das 
Schlußprotokoll Bestandteil des Abkommens ist, 
gleichzeitig mit diesem in Kraft tritt und ebenso 
lange gilt wie das Abkommen. 


